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Ingar Solty:  
Der postliberale Kapitalismus und seine Alternativen 

Ingar Solty bezeichnet den gegenwärtigen Kapitalismus als „postliberal“, weil dieser 
sowohl im Verhältnis zur eigenen Bevölkerung als auch auf internationaler Ebene nicht 
mehr dem Kapitalismus der neoliberalen Phase entspricht, wie er sich aus der Krise der 
1970er Jahren herausgebildet hatte. 

Die Herkunft des postliberalen Kapitalismus 
Zum Verständnis der Entwicklung rekapituliert er zunächst die Entstehung des 
Neoliberalismus: Nach dem 2. Weltkrieg war die AuQassung eines engen 
Zusammenhangs von Faschismus, Kapitalismus und Weltkrieg in Westeuropa weit 
verbreitet, und es gab sehr starke antikapitalistische Bewegungen in Frankreich, Italien 
und auch in Deutschland– die Parteien des Widerstands waren zu Massenbewegungen 
geworden. Die USA befürchteten in dieser Situation einen Rückfall in die 
Weltwirtschaftskrise und gleichzeitig eine Verfestigung und einen Machtzuwachs der 
sozialistischen Kräfte in Westeuropa. Wenn auch Kreise in den Vereinigten Staaten 
davon ausgingen, dass die Kriegswirtschaft den maßgeblichen Beitrag zur Überwindung 
der Weltwirtschaftskrise der 20er und 30er Jahre geleistet habe, war ein wesentliches 
Moment der Krisenbewältigung der von Roosevelt als sozialdemokratische Exitstrategie 
durchgesetzten „New Deal“. Eine Restabilisierung des Kapitalismus sollte nun durch 
den Export von US-Kapital nach Europa gelingen. Es erfolgte die Internationalisierung 
des New Deals als keynesianischer Wohlfahrtsstaat mit makroökonomischer 
Steuerung, Orientierung an aggregierter Nachfrage, relativ eingeschränkter 
Kapitalmobilität und institutionalisierten Gewerkschaften. Die Vereinigten Staaten 
stellten damals 50% des globalen BIP und befanden sich auf dem Höhepunkt ihrer 
Macht. In dieser Situation etablierten sie die Institutionen des globalen Kapitalismus wie 
den IWF und die Weltbank, die sich zunächst auf den Wiederaufbau im Westen 
fokussierten. Der Dollar wurde zur Weltwährung. 

Diese Phase des Kapitalismus geriet ab Ende der 1960er Jahre in die Krise, als die Stärke 
der Gewerkschaften auf die Profitraten drückte. Der Ausweg aus dieser Situation 
bestand in der Alternative, entweder einer linken Strategie zu folgen und 
sozialdemokratische Konzepte weiterzuentwickeln und auszuweiten oder - als rechte 
Variante – in der „neoliberalen Wende“, wie sie schließlich durchgesetzt wurde. Der 
Neoliberalismus war ein Klassenprojekt „von oben“, das darauf zielte, die Profitklemme 
aufzuheben, die entgegenstehenden Kräfte zu brechen und die freie Beweglichkeit des 
Kapitals wiederherzustellen. 

Die antikapitalistische Gegenmacht bestand seinerzeit aus drei Säulen: (1.) nach innen 
aus den Gewerkschaften und nach außen (2.) aus den antiimperialistischen 
Befreiungsbewegungen des globalen Südens und (3.) dem Staatssozialismus, 
maßgeblich unter der Führung der UdSSR.  

Das „Abräumen“ der ersten Säule der Gegenmacht gelang 1979 durch die als „Volcker-
Schock“ (Paul Volcker war der damalige Vorsitzende der Federal Reserve) bezeichnete 
drastische Leitzinserhöhung in den USA. Sie führte zu zahlreichen Insolvenzen mit der 
Folge einer Massenarbeitslosigkeit und dadurch schließlich zum Einbruch der 
gewerkschaftlichen Organisationsmacht.  
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Eine weitere Wirkung der Leitzinserhöhung war ein starkes Anwachsen der Schulden 
des globalen Südens, der die betroQenen Länder bis in die Zahlungsunfähigkeit brachte. 
Die vom IWF und der Weltbank gewährten Notkredite wurden an Bedingungen geknüpft, 
die die Ressourcen und Gesellschaften dieser Länder für das internationale Kapital 
öQnete. Diese Bedingungen waren die „unheilige Dreifaltigkeit“ von Privatisierung von 
Volkseigentum, Handelsliberalisierung (Abbau von Zöllen u.ä.) und Deregulierung 
(Abbau von Schutzregeln für die Umwelt und die Arbeitskraft). Damit brach auch die 
zweite Säule der Gegenmacht ein.  

Das Zusammenbrechen des Staatssozialismus als dritter Säule antikapitalistischer 
Gegenmacht gelang durch das „Totrüsten“ der UdSSR. 

1989/90 waren die Widerstände gebrochen. Das Wiederherstellen der Profite war mit 
einer globalen Absenkung der Lohnquote verbunden, bedeutete also einen gesteigerten 
Grad der Ausbeutung der Arbeitskraft. Der verstärkten Anhäufung von Kapital stand 
allerdings ein Rückgang der Anlagemöglichkeiten gegenüber. Neue Felder für 
Kapitalinvestitionen wurden durch die Privatisierung des öQentlichen Sektors 
erschlossen. Gleichzeitig floss auch immer mehr spekulatives Kapital in die 
Finanzmärkte. Der „Ground Zero“ dieser Entwicklung war die globale Finanzkrise 
2007/8, die in den USA ihren Ursprung genommen hatte. Ingar Solty sieht in dieser Krise 
eine geschichtliche Zäsur, die in ihrer Bedeutung der Krise von 1873 – 1895 
gleichkommt. Damals wandelte sich der Konkurrenzkapitalismus in den 
nationalstaatlich gebundenen, organisierten Kapitalismus der Konzerne und Trusts. Die 
folgende Entwicklung war mit der vorgängigen Phase nicht mehr vergleichbar. In 
ähnlicher Weise bildeten sich 2007/8 die Strukturen des postliberalen Kapitalismus 
heraus. Alle folgenden Entwicklungen sind als Folgekrisen dieses Einschnitts 
anzusehen. 

Hegemonieverlust der USA und neuer Kalte Krieg 
Die Strategie der Krisenbewältigung folgte nun zwei unterschiedlichen Wegen. Der 
Westen wählte den Weg der Austeritätspolitik. Durch innere Abwertung wurden die 
Lasten der Bankenkrise auf die Masse der Lohnabhängigen abgewälzt.  

China hingegen ging den Weg des Staatsinterventionismus mit starker Regulierung und 
Planung. Wie sich heute zeigt, war diese Strategie der westlichen überlegen. Es gelang 
China, sich während der Ost-West-Konfrontation aus dem Rüstungswettlauf 
herauszuhalten und sich quasi im Schatten dieser Entwicklungen durch eine Politik der 
ÖQnung ab 1978 auf seine eigene wirtschaftliche Entwicklung zu konzentrieren. 
Inzwischen ist es zum Hochtechnologierivalen aufgestiegen und in vielen 
Zukunftstechnologien wie Digitalität, erneuerbare Energien und E-Mobilität ebenbürtig 
bzw. führend geworden. Damit ist China historisch das erste Land, das sich aus der 
westlichen Abhängigkeit heraus und zu einem ernsthaften Konkurrenten entwickelt hat. 
Dies wurde spätestens mit dem WTO-Beitritt im Jahr 2001 deutlich. Die USA fühlen sich 
damit zunehmend in ihrer hegemonialen Stellung bedroht. Bereits 1991 hatten sie 
erklärt, sie würden jeden Konkurrenten eindämmen, der ihre Hegemonie infrage stellt. 
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Alle bisherigen Strategien der USA, den Aufstieg Chinas einzudämmen, sind gescheitert: 

(1) Unter George W. Bush war das Ziel, durch Kriege - namentlich durch den Irak-
Krieg - die Kontrolle über die globalen Energieressourcen im mittleren Osten zu 
erlangen. Auswirkungen des Staatszerfalls waren die Herausbildung von Al 
Quaida und des Islamischen Staats sowie weiterhin die Bewegungen des 
„Arabischen Frühlings“ mit der späteren Folge massiver Flüchtlingsbewegungen, 
die maßgeblich zum Aufstieg der europäischen Rechten beigetragen haben. 

(2) Obama griQ auf alte Strategien der Seewegskontrolle zurück und versuchte, 
durch die Blockade der Straße von Malakka Chinas Fernhandel zu treQen, der 
damals zu 80% über den Seeweg erfolgte. Ziel war es, durch den Einbruch des 
Handels den Staatszerfall herbeizuführen. China unternahm erfolgreich drei 
Schritte dagegen: 

• die Forcierung der binnenwirtschaftlichen Entwicklung 

• die unter dem Namen „Neue Seidenstraße“ bekannte „Belt and Road 
Initiative (BRI)“, die die Handelsverbindungen auf die eurasische Landmasse 
verlegt 

• den 2013 ausgehandelten chinesisch-pakistanischen Wirtschaftskorridor 
(China-Pakistan Economic Corridor), der China einen alternativen Zugang 
zum Indischen Ozean verschaQt 

(3) Die erste Regierung Trump und danach die Biden-Regierung verfolgten die 
Strategie eines Wirtschaftskriegs. Eine Politik der Schutzzölle wurde von der 
Aufkündigung der langjährigen Ein-China-Politik komplementiert. Letzteres dient 
u.a. dazu, China vom Zugang zu den in Taiwan gefertigten Microchips (TSCM), der 
einzig verbliebenen technologischen Abhängigkeit, abzuschneiden. Der Zugang 
zu diesem digitalen Vorprodukt ist für China zzt. noch essenziell. Darüber hinaus 
wird im Falle der Unabhängigkeit Taiwans eine Stationierung von 
Mittelstreckenraketen in Richtung China erwartet. China hat 2009 erklärt, dass es 
die Unabhängigkeit Taiwans nicht akzeptieren würde. 

Diese Entwicklung bedeutet eine Militarisierung der Außenpolitik, die faktisch in einen 
neuen Kalten Krieg führt. 

Im „alten“ Kalte Krieg waren die USA die dominierende Weltmacht. Die UdSSR und 
China versuchten sich von ihrem Status als Agrarländer zu konkurrenzfähigen 
Industrienationen heraufzuarbeiten, was der UdSSR trotz der Erfolge auf einigen 
technologischen Feldern nicht gelang. Die wirtschaftliche Produktivität und das 
Wohlstandsniveau der westlichen Staaten wurden nie erreicht, so dass die Sowjetunion 
auch in der Hegemonie nach innen hinter dem Westen zurückblieb.  

Eine Auswirkung der neoliberalen Politik ist, dass auch der Westen heute nicht mehr auf 
die Zustimmung der eigenen Bevölkerung setzen kann. Am Beispiel Deutschland ist dies 
an den Folgen der Agenda 2010 mit den Hartz-Gesetzen festzumachen. Seither ist ein 
erheblicher Vertrauensverlust in das politische System zu konstatieren. Eine Erosion der 
Volksparteien und die Zersplitterung des Parteiensystems führen verbreitet zu instabilen 
Regierungen. 
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Bis zur Niederlage der Syriza in Griechenland gegenüber dem Regime der EU-Troika gab 
es einen erfolgreichen linken Populismus. Diese Erfahrung löste jedoch in der Linken 
eine Selbstbewusstseinskrise aus, die vielerorts zur Schwächung und, wie in 
Deutschland, zu Spaltung linker Parteien führte. Seither erlebt der Populismus von 
rechtsautoritär-nationalistischen Parteien seinen Aufschwung. 

In dieser Situation innerer Instabilität wird es für den Westen auch immer schwieriger, 
seine globale Dominanz aufrechtzuerhalten. Der westliche Kapitalismus wird daher 
postliberal in zweierlei Hinsicht: 

• in seiner innergesellschaftlichen Verfasstheit und 
• auf dem Feld der internationalen politischen Ökonomie. 

Die neue Blockkonfrontation schaQt eine neue asymmetrische Abhängigkeit 
Deutschlands und Europas von den USA: 

(1) energiepolitisch durch die Kappung der Versorgung mit billigem russischem 
Erdgas und Bindung an LNG 

(2) wirtschaftspolitisch durch die forcierte Abkoppelung vom chinesischen Markt 
und Bindung an den US-Markt 

(3) militärindustriepolitisch durch die Bindung an Rüstungsgüter der USA im 
Rahmen der NATO-Strategie 

Die innergesellschaftliche Vertrauensverlust spitzt sich durch die damit verbundenen 
Folgewirkungen (Inflation, Rezession etc.) weiter zu. Die Politik der Bundesrepublik 
versucht zwar, die chinesische Politik partiell nachzuahmen. Das Mehrparteiensystem 
einer liberalen Demokratie mit zusätzlich in die Verfassung eingeschriebenen 
neoliberalen Maximen (Schuldenbremse) ist jedoch zu solch einer interventionistischen 
Politik nicht in der Lage. Statt der Orientierung an einer planvoll entwickelten 
„Ökozivilisation“ wie in China erfolgt eine zögerliche Dekarbonisierung auf der Basis 
individualisierter Marktlösungen. Die Kosten der Transformation werden hierbei auf die 
unteren Klassen abgewälzt, die am wenigsten zur Klimakrise beitragen. So erklären sich 
der schwindende Zuspruch zur Ampel und der wachsende Zuspruch zur AfD 
insbesondere bei Arbeitern. Die letzte Bundesregierung hat damit soziale Gerechtigkeit 
und Klimapolitik in einen Gegensatz gebracht. Die Folgewirkungen werden 20-30 Jahre 
nachwirken – eine unverzeihliche und verantwortungslose Politik. 

Die Erosion der Hegemonie nach innen macht den Kapitalismus auch 
innergesellschaftlich extrem illiberal. Anstatt einer kritischen Selbstreflexion erfolgt eine 
Projektion der Gründe für den Verlust des Vertrauens der Bevölkerung nach außen. Sie 
werden der Einflussnahme Russlands und seiner „5. Kolonne“, der vermeintlichen 
Anhängerschaft in der eigenen Gesellschaft, zugeschrieben. Die „wehrhafte 
Demokratie“ dient dann dazu, durch Repressionen abzuschrecken und kritische 
Ansichten zu unterdrücken, siehe z.B. den Verfassungstreue-Check in Brandenburg, die 
Antisemitismus-Resolution des BT und die Diskussion um die „Staatsräson“ im Hinblick 
auf den Gaza-Krieg. Gleichzeitig wird eine innere Militarisierung vorangetrieben, die sich 
u.a. an der Aufhebung der Zivilklausel für Forschungseinrichtungen und an der Präsenz 
der Bundeswehr in Schulen ablesen lässt. 
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Die Illiberalisierung im internationalen System zeigt sich auch in der Rehabilitierung von 
rechten BegriQen, Theorien und Praktiken aus dem 19. und 20. Jh. Der alte Ausdruck 
„Autarkiestreben“ wurde durch „Derisking“ ersetzt; der politische Kontext bleibt 
derselbe. Der Westen bricht hiermit einseitig die selbst geschaQenen Regeln. 
Paradoxerweise stellt China unter den großen Wirtschaftsmächten die letzte Nation dar, 
die den freien Welthandel im Sinne des Washington-Consensus verteidigt. 

Perspektiven des rechtsautoritären Nationalismus 
Wie wird es mit dem rechtsautoritären Nationalismus weitergehen? Der historische 
Faschismus war funktional für den Kapitalismus der nationalstaatlich organisierten 
Bourgeoisie vor dem 2. Weltkrieg gewesen. Der heutige Kapitalismus ist von der 
Dominanz transnationaler Konzerne geprägt, die ein großes Interesse daran haben, den 
Weltmarkt oQenzuhalten. Hierzu ist das europäische Kapital auf die EU und den Euro als 
Gemeinschaftswährung angewiesen. Die NATO garantiert international den 
militärischen Schutz des Kapitals. Die AfD zeigt sich wegen ihrer Ablehnung der EU und 
der Kritik am politischen Kurs der NATO bisher dysfunktional. 

Mit der Renationalisierung und der Rehabilitierung rechter BegriQe könnte sich jedoch 
eine neue Funktionalität der Rechten für den postliberalen Kapitalismus ergeben. Dass 
sie in der Lage ist sich anzupassen und diese neue Funktionalität zu entwickeln, zeigen 
die Beispiele von Le Pen in Frankreich und Meloni in Italien. Diese haben den Schritt zu 
Westeinbindung bereits vollzogen, während die deutsche AfD wegen ihres Kurses aus 
der gemeinsamen Fraktion des EU-Parlaments gedrängt wurde.  

Am Beispiel der Positionierung zum Gaza-Krieg zeigt sich aber, dass ein verändertes 
Narrativ eine Konvergenz mit bürgerlichen Standpunkten ermöglicht. Israel ist nach 
neuer rechter Lesart in seiner Politik zu unterstützen, weil es den Vorposten im Kampf 
gegen den Islamismus darstellt. Der einzige Weg zur Macht führt auch für die AfD über 
eine „Melonisierung“. Hierüber ergäbe sich für die Partei auch die Möglichkeit der 
Integration in das politische System. Denkbar wäre eine etwaige Koalitionsregierung mit 
der CDU oder mit der FDP. Andererseits würde sie dann nicht mehr als Anti-
Establishment-Partei auftreten können, was sich insbesondere in der Frage von Krieg 
und Frieden und der Blockkonfrontation zeigen dürfte. 

Globale Konfliktgeografien und die Aufgabe der Linken 
Auf globaler Ebene sind gegenwärtig drei Konfliktkonstellationen auszumachen, die die 
Gefahr eines großen Krieges bergen: 

(1) Beim Nahost-Krieg ist dieses Risiko am wenigsten ausgeprägt. Aufgrund des 
Bündnisses zwischen dem Iran und Russland birgt jedoch der Versuch Israels, 
die USA in den Kampf gegen den Iran (und sein Atomprogramm) einzubinden, ein 
beträchtliches Potential für einen Stellvertreterkrieg. 

(2) Der Ukraine-Krieg stellt bereits einen Stellvertreterkrieg dar. Durch die 
Aufrechterhaltung der WaQenlieferungen wird die NATO strukturell immer stärker 
in diese Auseinandersetzung hineingezogen, mit der Gefahr einer weiteren 
Eskalation. 
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(3) Der Aufstieg Chinas ist aus Sicht der USA nur noch auf militärischem Wege 
einzudämmen. Die Aufkündigung der Ein-China-Politik weist in diese Richtung. 
Eine kriegerische Auseinandersetzung muss aber nicht zwangsläufig in einen 
großen Krieg münden, sondern kann auch hier die Gestalt eines 
Stellvertreterkrieges annehmen.  

China allerdings hat kein Interesse an einem Krieg. Vielmehr hat es Verantwortung für 
eine klimagerechte Entwicklung des globalen Südens übernommen. Diese 
weltgeschichtliche Bedeutung des chinesischen Aufstiegs gilt es zu akzeptieren und zu 
unterstützen. 

An dieser Stelle zeigt sich die Hauptaufgabe der Linken. Eine Blockkonfrontation gilt es 
auf jeden Fall zu verhindern. Die Gefahr einer solchen Konfrontation kommt nicht von 
außen, sie resultiert aus dem rechtsautoritär-nationalistischen Klima in den westlichen 
Gesellschaften selbst. Ein oQenes politisches Klima ist aber die unbedingte 
Voraussetzung für soziale Kämpfe und für die Verhinderung eines großen Krieges. Das 
bedeutet, dass die Bereiche soziale Gerechtigkeit, Frieden und Klimapolitik heute nicht 
mehr voneinander zu trennen sind. Die linken Bewegungen, die diese Themen 
repräsentieren, müssen diese inhaltlichen Zusammenhänge zu einer subjektiven 
Konvergenz führen. Die Klimabewegung muss auch Friedensbewegung werden, und die 
Gewerkschaften müssen sich ebenso klima- und friedenspolitisch orientieren. 

(Dokumentation: Norbert Kueß) 


